Der Einwohnerantrag … 
… kann bei der Integration helfen 

Flüchtlinge, die in Deutschland anlanden, beteiligen sich kaum am demokratischen Leben. Die Mechanismen politischer Einflussnahme sind ihnen noch nicht vertraut, von Wahlen und Abstimmungen sind sie ausgeschlossen. Dabei bedeutet Integration auch, sich die Angelegenheiten der Gesellschaft zu eigen und die eigenen Angelegenheiten zu denen der Gesellschaft machen zu können. „Zu Hause bin ich dort, wo ich mit gestalten darf“, hat es ein Einwanderer einmal auf den Punkt gebracht. 

Der Einwohnerantrag könnte zu einem Angebot für hier lebende Flüchtlinge werden. Das Instrument ist zwar „unverbindlich“, da damit ja „nur“ ein Thema auf die Tagesordnung des Gemeinderates gehoben werden kann. Aber immerhin kann es damit gelingen, auf Missstände hinzuweisen, Ideen nach vorn zu tragen und den Gemeinderat damit zu befassen. Dies kann auch öffentliche Wirkung haben. Zudem sind die Regeln leicht vermittel- und nachvollziehbar. Aber vor allem: Es ist in 15 der Bundesländer (bis auf Bayern) für ausländische Mitbürgerinnen und -bürger offen und heißt deshalb: Einwohnerantrag. 

Landesverbände könnten in zwei Richtungen agieren: 

a) Landtag und Landesregierung auffordern, die Hürden für den Einwohnerantrag zu senken und das Instrument damit zugänglicher zu machen. 

b) Kommunen und Ministerien, die Informationen für Flüchtlinge und Helfergruppen zusammenstellen, anregen, auch Informationen über den Einwohnerantrag aufzunehmen. 

Die moderatesten Regeln hat Thüringen. Hier gilt ein Quorum von 1 %, maximal 300 Unterschriften. Eine 1 %-Hürde haben auch Bayern (hier noch Bürgerantrag), Berlin und Bremerhaven. In den anderen Ländern liegt die Hürde bei 2 bis 5 %. Auch in den Ländern mit der vermeintlich niedrigen 1 %-Hürde ist das Ende der Fahnenstange noch nicht erreicht. Die Thüringer Deckelung (maximal 300 Unterschriften) läuft beispielsweise in Erfurt auf ein 0,2 %-Quorum hinaus, in Gera auf weniger als 0,5 %. 

Zugänglich ist der Einwohnerantrag in Mecklenburg-Pommern, Niedersachsen, NRW, Schleswig-Holstein und Thüringen für Jugendliche ab dem 14. Lebensjahr. In den anderen Ländern kann unterschreiben, wer 16 Jahre alt ist, in Bayern erst wer 18 ist. 

Das Gefälle zwischen den Ländern zeigt zugleich den Reformbedarf. Interessant könnte sein, im eigenen Land nachzuschauen, ob das Instrument überhaupt genutzt wird. Gegebenenfalls lässt sich eine Kleine Anfrage im Landtag lancieren. Darauf aufbauend könnte (mit einem Brief an die Fraktionen und das Innenministerium und begleitender Pressemitteilung) eine Reform gefordert werden. 

In Thüringen hat sich die Praxis seit der von Mehr Demokratie erkämpften Reform und der drastischen Senkung der Hürden verlebendigt. Die ersten, die den Einwohnerantrag genutzt haben, waren Schülerinnen und Schüler, die damit erfolgreich selbst für ihren Schulstandort gekämpft haben. Die Schule selbst wurde damit zum Lernort für Demokratie. 
